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1. Aufstellungsbeschluss und Planungsanlass  

Der Vorhabenstandort umfasst ein ca. 3,7 ha großes Areal nordwestlich der Stadt 

Friedland am Schwarzen Weg. 

Im Bereich der derzeit intensiv genutzten Grünfläche sind hier die Errichtung und 

der Betrieb einer Freiflächenphotovoltaikanlage zur Erzeugung von umwelt-

freundlichen Solarstrom geplant. 

Der Bebauungsplan umfasst Vorhaben, die dem Klimawandel entgegenwirken, 

indem der Ausstoß an CO2 verringert wird, der mit der Erzeugung von Energie 

aus fossilen Energieträgern verbunden ist. Damit ist der Bebauungsplan für das 

Gemeinwohl nicht nur förderlich, sondern auch nützlich. Es besteht vielmehr ein 

direktes öffentliches Interesse an der Errichtung der im Geltungsbereich geplan-

ten Solaranlagen. 

Gemäß § 1 Abs. 2 EEG 2023 soll der Anteil erneuerbarer Energien bis zum Jahre 

2030 mindestens 80 Prozent betragen. Um dieses Ziel im Jahre 2030 zu errei-

chen, ist die Stadt Friedland bestrebt den Anteil an Energie aus erneuerbaren 

Energiequellen im Hoheitsgebiet der Stadt zu erhöhen. 

Der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 38 „Photovoltaik an der FIM – 

Schwarzer Weg“ wurde am 17.04.2023 durch die Stadtvertretung gefasst. 
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2. Grundlagen der Planung 

2.1 Rechtsgrundlagen 

o Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03. November 

2017 (BGBl. I. S 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 

20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 | Nr. 394) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 

21. November 2017 (BGBl. I S.3786, zuletzt geändert durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 03. Juli 2024 (BGBl. 2023 | Nr. 176) 

o Planzeichenverordnung (PlanZV) i. d. F. der Bekanntmachung vom 18. 

Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

o Landesbauordnung (LBauO M-V) in der Neufassung der Bekanntma-

chung vom 15. Oktober 2015 (GVOBl. M-V S.334), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 09. April 2024 (GVOBl. M-V S. 110) 

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutz-

gesetz - BNatSchG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. 

I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezem-

ber 2022 (BGBl. I S. 2240) 

o Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur 

Sanierung von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG) i.d.F. 

vom 17. März 1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes 

vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306)  

o Gesetz über den Schutz des Bodens im Land Mecklenburg-

Vorpommern (Landesbodenschutzgesetz - LBodSchG M-V) i.d.F. vom 04. 

Juli 2011 (GVOBl. M-V 2011, 759), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 

Gesetzes vom 5. Juli 2018 (GVOBl. M-V S. 219) 

o Gesetz des Landes Mecklenburg – Vorpommern zur Ausführung des 

Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz – 

NatSchAG M-V) vom 23.02.2010 (GVOBI. M-V S.66), zuletzt geändert 

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 2023 (GVOBl. M-V S. 546) 

o Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg- Vorpommern 

(Kommunalverfassung-KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

13. Juli 2011 (GVOBI. M-V 2011, S.777), zuletzt geändert durch Artikel 3 

des Gesetzes vom 18. Dezember 2023 (GVOBl. MV S. 934, 939) 

o Hauptsatzung der Stadt Friedland in der aktuellen Fassung  

 

2.2 Planungsgrundlagen 

o Katasterauszug sowie Geodaten des Landesamtes für innere Verwaltung 

M-V, Amt für Geoinformation, Vermessungs- und Katasterwesen, Lübecker 

Str. 289 - 19059 Schwerin Lagebezug: ETRS89_33 EPSG 25833; Höhen-

bezugssystem: DHHN2016, EPSG 7837 
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3. Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans ist in der Planzeichnung im 

Maßstab 1: 1.250 dargestellt. Der Geltungsbereich beläuft sich auf eine Fläche 

von ca. 3,7 ha und umfasst die Flurstücke 21/2 (tlw.), 21/12 und 23/1 (tlw.) der 

Flur 9 in der Gemarkung Friedland. 

 

 

4. Beschaffenheit des Plangebietes 

4.1 Ausgangssituation 

Der Planungsraum umfasst überwiegend Grünland, das als solches auch weitest-

gehend intensiv bewirtschaftet werden.  

Die hier vorhandenen Sandböden sind durch ein mittleres landwirtschaftliches 

Produktionsvermögen mit durchschnittlich 39 Bodenpunkten, ein mittleres Spei-

chervermögen und mäßige Versickerungseigenschaften gekennzeichnet. 

Die Topografie des einbezogenen Geländes ist als eben zu bezeichnen.  

Gewässer, Gehölze oder gesetzlich geschützte Biotope befinden sich nicht inner-

halb des Planungsraumes. Östlich und nördlich grenzt der Vorhabenstandort an 

die Überreste der Absetzbecken der alten Friedländer Rieselfelder. Im Westen 

grenzt der Geltungsbereich an das Gelände der FIM Friedland Industrial Minerals 

GmbH. Südöstlich verläuft die Ortsstraße „Schwarzer Weg“. 

Die nächstgelegenen Wohnnutzungen befinden sich südwestlich in ca. 300 m 

Entfernung zum Vorhabenstandort.  

Schutzgebiete nach den §§ 23 (Naturschutzgebiet), 24 (Nationalpark, Nationale 

Naturmonumente), 25 (Biosphärenreservat), 26 (Landschaftsschutzgebiet), 27 

(Naturpark) und 28 (Naturdenkmäler) des Bundesnaturschutzgesetzes oder an-

dere europäische Schutzgebiete sind im gesamten Geltungsbereich nicht vorhan-

den. 

Das nächstgelegene FFH-Gebiet, DE 2248-301 „Putzarer See“, erstreckt sich öst-

lich in etwa 9,5 km Entfernung. Das Europäische Vogelschutzgebiet, DE_2347-

401 „Großes Landgrabental, Galenbecker und Putzarer See“, liegt an seiner 

nächstliegenden Ausdehnung, ca. 2 km nördlich des Geltungsbereichs.  
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4.2 Planungsbindungen 

Raumordnung und Landesplanung 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. 

Dabei sind die einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete und zusam-

menfassende Pläne oder Programme aufzustellen.  

Für Planungen und Maßnahmen der Stadt Friedland ergeben sich die Ziele, 

Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung aus folgenden 

Rechtsgrundlagen: 

o Raumordnungsgesetz (ROG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 22. De-

zember 2008 (BGBl. l S. 2986), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Ge-

setzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2694) 

o Landesplanungsgesetz (LPlG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 5. Mai 

1998 (GVOBl. M-V S. 503), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes 

vom 9. April 2020 (GVOBl. M-V S. 166, 181) 

o Landesverordnung über das Landesraumentwicklungsprogramm Meck-

lenburg-Vorpommern (LEP-LVO M-V) vom 27. Mai 2016 

o Landesverordnung über das Regionale Raumentwicklungsprogramm 

Mecklenburgische Seenplatte (RREP MS) vom 19. August 2010 

Im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ist die Vereinbarkeit mit den Zielen und 

Grundsätzen der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür ist § 4 Abs. 1 

ROG.   

Nach § 3 Nr.6 ROG sind solche Vorhaben, die die räumliche Entwicklung und 

Ordnung eines Gebietes beeinflussen, als raumbedeutsam zu beurteilen. In die-

sem Zusammenhang entscheiden also die Dimension der geplanten Photovoltaik-

anlage, die Besonderheit des Standortes sowie die vorhersehbaren Auswirkungen 

auf gesicherte Raumfunktionen die Raumbedeutsamkeit. 

Gemäß geltender Rechtsprechung trifft das regelmäßig dann zu, wenn infolge der 

Größe des Vorhabens Auswirkungen zu erwarten sind, die über den unmittelba-

ren Nahbereich hinausgehen (Raumbeanspruchung, Raumbeeinflussung). 

Im LEP MV sind bereits konkrete Vorgaben für die Entwicklung der Erneuerbaren 

Energien getroffen worden. Gemäß dem Programmsatz 5.3 (1) LEP M-V 2016 

soll in allen Teilräumen eine sichere, preiswerte und umweltverträgliche Energie-

versorgung bereitgestellt werden. Der Anteil erneuerbarer Energien soll dabei 

stetig wachsen. 



S e i t e  | 7 

 

 

Bearbeitungsstand: Juni 2024  Bebauungsplan Nr. 38 „Photovoltaik an 
der FIM – Schwarzer Weg der Stadt Friedland 

 
  Begründung                                                                                                                                        

Gemäß Programmsatz 5.3 (2) soll zum Schutz des Klimas und der Umwelt der 

Ausbau der erneuerbaren Energien auch dazu beitragen, Treibhausgasemissionen 

so weit wie möglich zu reduzieren. Weitere Reduzierungen von Treibhaus-

gasemissionen sollen insbesondere durch Festlegung von Maßnahmen  

o zur Energieeinsparung,  

o der Erhöhung der Energieeffizienz,  

o der Erschließung vorhandener Wärmepotenziale z. B. durch Nutzung der 

Geothermie sowie  

o der Verringerung verkehrsbedingter Emissionen Klima- und Umweltschutz 

in der Regional- und Bauleitplanung sowie anderen kommunalen Planun-

gen erreicht werden.  

Bei Planungen und Maßnahmen zum Ausbau erneuerbarer Energien, die zu er-

heblichen Beeinträchtigungen naturschutzfachlicher Belange führen, ist zu prü-

fen, ob rechtliche Ausnahmeregelungen aus zwingenden Gründen des überwie-

genden öffentlichen Interesses angewendet werden können.   

Freiflächenphotovoltaikanlagen sollen effizient und flächensparend errichtet wer-

den. Dazu sollen sie verteilnetznah geplant und insbesondere auf Konversions-

standorten, endgültig stillgelegten Deponien oder Deponieabschnitten und bereits 

versiegelten Flächen errichtet werden. (LEP M-V 2016 Z 5.3 (9)). 

Hinsichtlich der Solarenergie sind in der Planungsregion Mecklenburgische Seen-

platte zudem die textlichen Vorgaben des RREP MS zu beachten. Grundsätzlich 

ergibt sich auch aus dem RREP MS ein klares Bekenntnis zum weiteren Ausbau 

der Erneuerbaren Energien. Es wird ausgeführt, dass an geeigneten Standorten 

die Voraussetzungen für den weiteren Ausbau regenerativer Energieträger […] 

geschaffen werden sollen (RREP MS Programmsatz 6.5.). 

Durch Maßnahmen zur Energieeinsparung, zur Erhöhung der Energieeffizienz und 

die Nutzung regenerativer Energieträger soll die langfristige Energieversorgung 

sichergestellt und ein Beitrag zum globalen Klimaschutz geleistet werden (RREP 

MS Programmsatz 6.5 (4)). Damit richtet sich die langfristige raumordneri-

sche Zielstellung nach einer optimalen Nutzung regenerativer Energiequellen, 

auch im Hinblick auf den Klimaschutz.  

Auch für die Energieerzeugung auf der Basis solarer Strahlungsenergie sind kon-

krete Entwicklungsabsichten des RREP MS zu berücksichtigen. Gemäß dem Pro-

grammsatz 6.5 (6) RREP MS sollen Solaranlagen vorrangig auf Gebäuden oder 

Lärmschutzwänden bzw. auf vorbelasteten Standorten wie Konversionsflächen 

aus wirtschaftlicher oder industrieller Nutzung errichtet werden.  

Der Entwicklung und dem Ausbau der Versorgung mit regenerativen Energieträ-

gern kommt damit insgesamt auch unter regionalplanerischen Gesichtspunkten 

eine besondere Bedeutung zu.  

In der Festlegungskarte des Landesraumentwicklungsprogramms wird der 

Planungsraum als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft und als Vorbehaltsgebiet Tou-

rismus dargestellt. 
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Gemäß des Regionalen Raumentwicklungsprogramms Mecklenburgische 

Seenplatte befindet sich der Planungsraum innerhalb eines Vorbehaltsgebietes 

Landwirtschaft. Das regional bedeutsame Radroutennetz verläuft südlich und 

nördlich des Planungsraumes. Etwa 500 Meter nordöstlich des Planungsraumes 

liegt ein Eignungsgebiet für Windenergieanlagen. 

 

Abbildung 1: Ausschnitt aus dem LEP M-V (Lage Planungsraum rot markiert) 

 

Abbildung 2: Ausschnitt aus dem RREP MS (Planungsraum rot markiert) 

Durch die Ausweisung des Planungsraumes als Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft 

und als Vorbehaltsgebiet Tourismus ist eine Prüfung des Einzelfalls für die Be-

lange der Landwirtschaft und des Tourismus erforderlich. 



S e i t e  | 9 

 

 

Bearbeitungsstand: Juni 2024  Bebauungsplan Nr. 38 „Photovoltaik an 
der FIM – Schwarzer Weg der Stadt Friedland 

 
  Begründung                                                                                                                                        

Entscheidend ist in diesem Zusammenhang, dass sich der Flächenentzug nicht 

negativ auf die wirtschaftliche Bedeutung der Landwirtschaft und des Tourismus 

im Gemeindegebiet auswirkt. Anders ausformuliert: die bestehenden bzw. ver-

bleibenden Anbauflächen sollten den derzeitigen Nutzungsansprüchen der ansäs-

sigen Landwirte entsprechen. Gemäß der Daten des Geoportals Mecklenburg-

Vorpommern handelt es sich im Planungsraum um Sandböden mit Bodenwerten 

zwischen 38 und 50 Bodenpunkten und somit um Böden mit einem mittleren 

landwirtschaftlichen Ertragspotenzial. Die betreffende Fläche wurde in den letzten 

Jahren als Grünland bewirtschaftet und liegt im Moment (Stand: April 2024) 

brach, folglich geht der örtlichen Landwirtschaft kein hochwertiges Ackerland 

verloren. Des Weiteren verringert die, von den umgebenden Ackerflächen sepa-

rierte, Position des Planungsraumes, zwischen dem Betriebsgelände der FIM 

Friedland Industrial Minerals GmbH und den Absetzbecken der alten Friedländer 

Rieselfelder, die Attraktivität für die Landwirtschaft. 

Gemäß des EEG 2021 soll bis zum Jahr 2050 der gesamte Strom, der im Staats-

gebiet der Bundesrepublik Deutschland einschließlich der deutschen ausschließli-

chen Wirtschaftszone (Bundesgebiet) erzeugt oder verbraucht wird, treibhaus-

gasneutral erzeugt werden.  

Diesbezüglich verweist das RREP MSE auf den hohen Wert regionaler Wertschöp-

fungsketten und den Aufbau regionaler Wirtschaftskreisläufe.  

Die Nutzung regenerativer Energien trägt zur regionalen Wertschöpfung bei und 

sichert Arbeitsplätze. Finden die Energieerzeugung wie auch der Energiever-

brauch in der Region statt, trägt dies gleichzeitig zum Aufbau regionaler Wirt-

schaftskreisläufe bei. 

Die Ansiedlung von Energiegewinnungsanlagen für erneuerbare Energien kann zu 

Pachteinnahmen und Gewerbesteuern für die Gemeinden beitragen und bietet 

der Landwirtschaft Produktions- und Einkommensalternativen. Somit wird ein 

Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung der Ländlichen Räume geleistet. 

Entsprechend Landesraumentwicklungsprogramm M-V, Programmsatz 6.4(9) 

können in den Regionalen Raumentwicklungsprogrammen geeignete Standorte 

für den Ausbau der weiteren Nutzung regenerativer Energieträger ausgewiesen 

werden. Die Inanspruchnahme von gewerblichen Brachflächen oder militärischen 

Konversionsflächen für eine diesbezügliche Nutzung steht im Interesse einer Flä-

chensanierung. 1 

Die geplante Photovoltaik-Freiflächenanlage soll der Stromversorgung des west-

lich angrenzenden FIM Friedland Industrial Minerals GmbH dienen und würde 

folglich den Aufbau regionaler Wirtschaftskreisläufe im Sinne des RREP MSE för-

dern.  

Darüber hinaus soll die Regionalplanung, entsprechend LEP MV 2016, „Festle-

gungen zur Ausweisung geeigneter Gebiete für den Ausbau erneuerbarer Ener-

 
1 Begründung zum RREP MSE 2011 Z 6.4 (4) 
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gien treffen, um den Ausbau regional zu steuern.“2 Entgegen der Vorgabe des 

Verordnungsgebers wurden bisher keine solchen Festlegungen getroffen. 

Insofern ist davon auszugehen, dass die jeweilige Gemeinde im Rahmen Ihrer 

Planungshoheit für die Steuerung des Ausbaus von Freiflächenphotovoltaikanla-

gen insbesondere in Kombination mit Energiespeichern und dezentralem Ener-

giemanagement eigene Kriterien festlegen kann. 

Letztlich ist für die Zulässigkeit der Bauleitplanung ein positives Votum des Am-

tes für Raumordnung und Landesplanung erforderlich.  

In den Vorbehaltsgebieten Tourismus soll der Sicherung der Funktion für Tou-

rismus und Erholung besonderes Gewicht beigemessen werden. Dies ist bei der 

Abwägung mit anderen raumbedeutsamen Planungen, Maßnahmen, Vorhaben, 

Funktionen und Nutzungen und denen des Tourismus selbst besonders zu be-

rücksichtigen (LEP M-V 4.6 (4) Vorbehaltsgebiet Tourismus) 

Für den Tourismus hatten diese Flächen in der Vergangenheit keine hervorgeho-

bene Bedeutung. Durch die Nutzung der angrenzenden Fläche als Industrie-

standort zur Herstellung von industriellen Produkten aus Tonmineralen ist diese 

Fläche nicht touristisch nutzbar. Hinzu kommt, dass mit der Errichtung der Frei-

flächen-Photovoltaikanlage eine vergleichsweise geringe Fläche überplant wird 

und keine strukturgebenden Landschaftselemente beseitigt werden. 

Der vorliegende Planungsraum wurde ausgewählt, da dieser eine günstige Topo-

grafie (ebene Fläche) aufweist, nicht verschattet wird und aufgrund der beste-

henden Erschließung gut für die umwelt- und ressourcenschonende Art der de-

zentralen Stromerzeugung geeignet ist. Durch die geplante Aufständerung der 

Module mittels Rammfundamenten ist nur eine sehr geringe Versiegelung des 

Bodens erforderlich. 

Mit Stellungnahme vom 03.07.2023 hat das Amt für Raumordnung und Landes-

planung Mecklenburgische Seenplatte festgestellt, dass aufgrund der geringen 

Größe der überplanten Fläche von 3,68 ha in Verbindung mit der gewerblichen 

Prägung des Umfeldes dem Vorhaben keine Ziele der Raumordnung zum Frei-

raumschutz, insbesondere 4.5(2) sowie 5.3(9) Absatz 2 LEP M-V, entgegengehal-

ten werden. 

 

 
2 Begründung zum LEP MV 2016 Z 5.3 
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Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan (FNP) dient als behördeninternes Handlungsprogramm 

einer Gemeinde oder Stadt. Beispielsweise bildet der Flächennutzungsplan den 

rechtlichen Rahmen, welcher durch das Entwicklungsgebot des § 8 Absatz 2 Satz 

1 BauGB bestimmt ist. Die Stadt Friedland verfügt über einen genehmigten und 

wirksamen Flächennutzungsplan. Dieser weist den Geltungsbereich des Bebau-

ungsplans als Fläche für die Landwirtschaft aus. Die Ausweisung als Sondergebiet 

„Photovoltaik“ ist daraus nicht zu entwickeln.  

Aus diesem Grund wurde im Parallelverfahren (gemäß § 8 Abs. 3 BauGB) die 21. 

Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Friedland eingeleitet.  

Abbildung 3: Ausschnitt aus dem Flächennutzungsplan der Stadt Friedland mit Darstel-
lung des Änderungsbereiches der 21. Änderung 
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5. Inhalt des Bebauungsplans 

5.1 Städtebauliches Konzept  

Der Standort ist aus städtebaulicher Sicht ausdrücklich gut geeignet, weil er 

durch seine Vorprägung keine Nutzungskonkurrenz mit anderen möglichen städ-

tebaulichen Entwicklungszielen bestehen. 

Aufgrund der direkten Lage des Vorhabenstandortes entlang des Schwarzen We-

ges, ist zur Erschließung des Plangebietes kein hoher Erschließungsaufwand er-

forderlich.  

Im Nordosten und im Südosten sowie im Süden des Planungsraumes sind bereits 

sichtverstellende Landschaftselemente in Form von hohem Bewuchs bei den Klär-

teichen und einer Allee am Schwarzen Weg, vorhanden. 

Zu Gehölzflächen wird eine ausreichend großer Abstand eingehalten, der von 

jeglicher Bebauung freizuhalten ist. 

 

5.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Die Photovoltaikanlagen werden ausschließlich im Bereich der durch die Baugren-

ze eingefassten sonstigen Sondergebietsflächen errichtet.  

Mit dem Baubeginn werden die Solarmodule für die Photovoltaikanlage auf in den 

Boden gerammten Stützen in Reihen mit einem Abstand von etwa 3,0 m aufge-

stellt. Die Unterkonstruktionen bestehen aus verzinktem Stahl. Die Tische sind 

geneigt und nach Süden ausgerichtet.  

Die Module werden zu Strängen untereinander verkabelt, welche gebündelt an 

die Zentralwechselrichter angeschlossen werden.  

Die Stadt nutzt vorliegend die Möglichkeit, sonstige Sondergebiete gemäß § 11 

Abs. 2 BauNVO auszuweisen, denn die beabsichtigte Art der Nutzung wird durch 

die Definition der Baugebiete nach § 2 bis 10 BauNVO nicht gedeckt. 

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Grundflächenzahl (GRZ) und die 

Höhe der baulichen Anlagen geregelt.  

Der erforderliche Flächenanteil des Baugrundstückes, der überbaut wird, richtet 

sich nach den Abmessungen und der Anzahl der einzelnen Module sowie den 

nicht überbauten „verschatteten“ Zwischenräumen.  

Für den Geltungsbereich wurde eine GRZ 0,7 festgesetzt.  

Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang, dass sich die überbaute Fläche 

nicht mit der geplanten versiegelten Fläche deckt, denn im Sinne des Minimie-

rungsgebotes der erforderlichen Eingriffe in das Schutzgut Boden wurde durch 

den potenziellen Investor eine Bauweise gewählt, die die maßgebenden Boden-

funktionen auch unterhalb der Modultische weitestgehend nicht gefährdet.  

http://de.wikipedia.org/wiki/Baugrundst%C3%BCck
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Mit Hilfe der Baugrenze wurde innerhalb der Planzeichnung Teil A der Teil der 

Vorhabengrundstücke festgesetzt, auf dem das zulässige Maß der baulichen Nut-

zung realisiert werden darf.  

Zur Zahl der Vollgeschosse (Z) sind keine Festsetzungen erforderlich, weil die 

Höhe baulicher Anlagen (H) in Metern über dem anstehenden Gelände zur Be-

stimmung des Maßes der baulichen Nutzung, insbesondere zur Vermeidung von 

unnötigen Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes innerhalb der Planzeichnung 

Teil A festgesetzt wird.  

Für die Modultische und die geplanten Nebenanlagen wird nach derzeitigen Pla-

nungen des potenziellen Investors eine maximale Höhe von 4 m über Gelände-

oberkante nicht überschritten. Als unterer Bezugspunkt dient das anstehende 

Gelände. 

Weitere mögliche Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind nicht Ge-

genstand der Regelungsabsicht der Stadt Friedland. 

 

Folgende Festsetzungen wurden getroffen: 

1.1.1 Das sonstige Sondergebiet „Photovoltaik“ (SO PV) dient im Rahmen ei-

ner Zwischennutzung gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO in Verbindung mit § 

9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB der Errichtung und dem Betrieb von großflächi-

gen Photovoltaikanlagen. Zulässig sind Modultische mit Solarmodulen 

sowie die für den Betrieb erforderlichen Nebenanlagen, Trafostationen, 

Anlagen für die Energiespeicherung und - verarbeitung, Wechselricht-

erstationen und Zaunanlagen. Die Betriebsdauer der großflächigen 

Photovoltaikanlage ist auf 30 Jahre bis zum 31.12.2053 befristet (Be-

fristung gemäß § 9 Abs. 2 

1.1.2 Bis zum 31.12.2053 sind die innerhalb des sonstigen Sondergebietes 

„Photovoltaik“ vorhandenen Modultische mit Solarmodulen, Trafostati-

onen, Anlagen für die Energiespeicherung und - verarbeitung, Wech-

selrichterstationen und Zaunanlagen vollständig zu entfernen. Als Fol-

genutzung wird für das sonstige Sondergebiete „Photovoltaik“ Fläche 

für die Landwirtschaft im Sinne von § 9 Abs. 1 Nr. 18a BauGB festge-

setzt. (Folgenutzung gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 1 BauGB). 

1.1.3 Die maximale Grundflächenzahl ist für das sonstige Sondergebiet „Pho-

tovoltaik“ (SO PV) gemäß § 17 Abs. 1 BauNVO auf 0,70 begrenzt. Eine 

Überschreitung gemäß § 19 Abs. 4 S. 2 und 3 BauNVO ist ausge-

schlossen. 

1.1.4 Die maximale Höhe baulicher Anlagen wird auf 4 m begrenzt. Als unte-

rer Bezugspunkt gelten die innerhalb der Planzeichnung Teil A festge-

setzten Höhen in Meter über NHN im Bezugssystem DHHN2016 als 

vorhandenes Gelände. 
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5.3 Örtliche Bauvorschriften  

Die Städte und Gemeinden haben aufgrund der Ermächtigung, „örtliche Bauvor-

schriften“ erlassen zu können, die Möglichkeit, im Sinne einer Gestaltungspflege 

tätig zu werden. Die Rechtsgrundlage für ein solches Handeln ist durch § 86 Ab-

satz 3 der Landesbauordnung M-V gegeben. Für den Planungsraum des vorlie-

genden Bebauungsplans ist in diesem Zusammenhang die Zulässigkeit von Ein-

friedungen festzusetzen. 

Der Geltungsbereich wird mit Einfriedungen inkl. Übersteigschutz gesichert. Da-

bei werden im Sinne des Biotopverbundes und zum Schutz von Kleinsäugern und 

anderen Tierarten Durchschlupfmöglichkeiten in den Einfriedungen mit 15 - 20 

cm Höhe im Bodenbereich offengehalten.  

 

Folgende Festsetzungen wurden dazu getroffen: 

1.3.1. Einfriedungen sind bis zu einer Höhe von 3,0 m innerhalb des Gel-

tungsbereiches zulässig. In Einfriedungen sind Öffnungen von mindes-

tens 15 x 20 cm Größe in Bodennähe im Höchstabstand von 15 m ein-

zurichten. 

 

5.4 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft  

Über den Ausgleichsbezug des § 1a Abs. 3 BauGB hinaus hat die Stadt über § 9 

Absatz 1 Nr. 20 BauGB die Möglichkeit, landschaftspflegerische Maßnahmen bzw. 

Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft festzusetzen.  

Die nicht bebauten Flächen innerhalb des Geltungsbereiches werden als Grünland 

entwickelt. Dies wird sich positiv auf das Arteninventar auswirken. Zum Schutz 

der Bodenbrüter erfolgt die Mahd dieser Flächen frühstens ab dem 15. Juli eines 

Jahres. Dünge- und Pflanzenschutzmittel werden nicht verwendet. Das Mähgut 

ist abzutransportieren. 

 

Folgende Festsetzungen wurden getroffen: 

1.2.1. Innerhalb des Geltungsbereiches sind nicht bebaute Flächen durch die 

Einsaat von standortheimischem Saatgut oder durch Selbstbegrünung 

als Grünland zu entwickeln. Die Mahd dieser Flächen ist unter Berück-

sichtigung avifaunistischer Anforderungen und den speziellen Anforde-

rungen von Offenlandbrütern nicht vor dem 15. Juli eines Jahres zuläs-

sig. Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln ist unzulässig. 

1.2.2. Die mit A gekennzeichneten Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur 

Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft sind als Allee zu erhal-

ten. 
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5.5 Umweltprüfung  

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist im Verfahren der Aufstellung des Bauleitplans eine 

Umweltprüfung durchzuführen. 

Das Ergebnis ist in dem Umweltbericht, der ein gesonderter Teil der Begründung 

des Bebauungsplans ist, darzustellen. 

Nach der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB und einer entsprechenden Abstimmung des 

Umfangs und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 

erfolgt die Darstellung der Ergebnisse im Umweltbericht. 

Durch die Umweltprüfung können vorhersehbare erhebliche Beeinträchtigungen 

der Umwelt sowie deren Wechselwirkungen ermittelt werden. 

Das Vorhaben wird deshalb eingehend auf seine Wirkungen auf die Schutzgüter 

nach § 2a BauGB untersucht. Aufgrund der Standortsituation und möglicher Um-

weltwirkungen des Vorhabens wird insbesondere für die Schutzgüter Mensch, 

Boden, Tiere/Pflanzen und Landschaft ein erhöhter Untersuchungsbedarf festge-

stellt. 

Maßgeblich für die Betrachtungen der Umweltauswirkungen des Vorhabens sind 

die Realisierung und der Betrieb einer Freiflächenphotovoltaikanlage einschließ-

lich der erforderlichen Nebenanlagen. 

Es handelt sich vorliegend ausschließlich um intensiv genutzte Grünflächen. 

Hochwertige Biotopstrukturen werden nicht beansprucht oder beseitigt. Gewäs-

ser befinden sich ebenfalls nicht im Planungsraum. Im Norden und Nordosten 

liegen mehrere Teiche die ehemals als Klärteiche der Friedländer Stärkefabrik 

dienten. 

Zur Eingrenzung des Beurteilungsraumes für die Bestandsaufnahme und Bewer-

tung des Umweltzustandes wird der Geltungsbereich des Bebauungsplans als 

Grenze des Untersuchungsraumes gewählt. Zusammenfassend wurden drei Kon-

fliktschwerpunkte mit einem erhöhten Untersuchungsbedarf festgestellt:  

1. Unvermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft durch geplante Flächen-

inanspruchnahme betreffen die Schutzgüter Boden, Tiere und Pflanzen. 

2. Lärm, Staub sowie Schadstoffimmissionen während der Bauphase sind be-

züglich der Schutzgüter Mensch und Gesundheit, Boden, Pflanzen und Tie-

re zu beurteilen.  

3. Die Wahrnehmbarkeit der Anlage ist bezüglich der Schutzgüter Tiere, 

Mensch und Landschaftsbild zu beurteilen. 

Weitere Konfliktschwerpunkte sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu er-

warten.  

Von einer Kartierung des im Planungsraum vorkommenden Artenbestandes wird 

unter Beachtung der bisherigen Nutzung und der damit starken anthropogenen 

Vorprägung abgesehen. Im Geltungsbereich befinden sich keine Gebäude oder 

Gewässer. 
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Der Umweltbericht wurde am 22. April 2024 fertiggestellt und liegt den Planun-

terlagen als separates Dokument bei. Im Ergebnis konnten, bei Einhaltung der 

festgesetzten Vermeidungsmaßnahmen, keine erhebliche Beeinträchtigung der 

Umwelt als Summe der beschriebenen und bewerteten Schutzgüter durch das 

Vorhaben festgestellt werden.  

Die Diskussion der Betroffenheit von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen 

erfolgt in einem gesonderten Fachbeitrag (Stand: 05.06.2024) der den Planun-

terlagen ebenfalls als separates Dokument beigefügt ist. 

 

5.6 Verkehr 

Erschlossen wird der Planungsraum ausgehend des Schwarzen Weges.  

Für die Bauphase ist nicht mit einem erhöhten Verkehrsaufkommen zu rechnen.  

Innerhalb der Betriebsphase sind keine Einflüsse auf das bestehende Verkehrs-

aufkommen zu erwarten. 
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6. Immissionsschutz 

Für den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans sind keine wesentli-

chen Immissionswirkungen im Plangebiet vorhersehbar, die auch nur ansatzwei-

se zu immissionsschutzrechtlichen Auswirkungen im Sinne von Überschreitungen 

gesetzlich vorgeschriebener Immissionsgrenzwerte führen könnten.  

 

Blendwirkungen 

Ungewollte Reflexionen können den Wirkungsgrad von Photovoltaik-Modulen 

mindern. Das Sonnenlicht fällt in unterschiedlichem Winkel auf die Oberfläche 

des Solarmoduls. Ein Teil von dieser Strahlung wird durch die Oberfläche nicht 

absorbiert, sondern reflektiert. Das kann sowohl an der Abdeckung des Solarmo-

duls wie auch im Innern des Solarmoduls erfolgen. Die Reflexionsverluste in Pho-

tovoltaik Modulen können bis zu zehn Prozent ausmachen, womit der mögliche 

Ertrag also erheblich gemindert wird. Die Höhe der Reflexionsverluste hängt von 

der Oberflächenstruktur ab. 

Da es bei allen Solarzellen zu diesen Reflexionsverlusten kommt, wird in jede 

Solarzelle eine Antireflexionsschicht eingebaut, um die Verluste möglichst klein 

zu halten. Diese Antireflexionsschichten werden auf die Wafer aufgebracht. Dabei 

werden die Reflexionsverluste beim Wafer allein von 40 % auf rund 5 % vermin-

dert. 

Die Reflexionsverluste von Solarmodulen können weiter vermindert werden, in-

dem auch das Abdeckglas mit entsprechenden reflexionsmindernden Schichten 

bedampft wird.  

Werden antireflexbeschichtete Gläser genutzt, können die Verluste um weitere 3 

Prozent vermindert werden. Mit der Nanotechnologie haben sich hier große Mög-

lichkeiten ergeben, die Antireflexschicht des Solarglases sehr exakt zu texturie-

ren, sodass immer weniger Verluste entstehen. Alle Antireflexschichten können 

dennoch die Reflexionsverluste nicht auf null vermindern.  

Deshalb wird zusätzlich die Oberfläche der Solarzellen texturiert. Durch die Tex-

turierung erhält die Solarzelle eine andere Oberflächenstruktur, die es ermög-

licht, dass mehr Photonen genutzt werden können. Die Kombination von diesen 

Methoden können die Reflexionsverluste auf unter 1 Prozent senken (Quelle: 

https://www.photovoltaik.org/wissen/reflexionsverluste). 

Auch vorliegend werden durch den potenziellen Investor Module zur Anwendung 

kommen, die durch ihre Antireflexbeschichtung sowie ihre texturierte Oberfläche 

Reflexionsverluste von weniger als 1 % aufweisen.  

Im weiteren Verfahren ist durch ein Gutachten nachzuweisen, dass durch die Er-

richtung der Freiflächenphotovoltaikanlage keine Blendungen auf Anwohner und 

Verkehrsteilnehmer zu erwarten ist. 

 

 

https://www.photovoltaik.org/wissen/reflexionsverluste)
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Betriebliche Lärmemissionen 

Im Nahbereich der Anlage können, z. B. durch Wechselrichter und Kühleinrich-

tungen betriebsbedingte Lärmemissionen entstehen. Um ausreichenden Schall-

schutz zu gewährleisten, werden solche lärmrelevanten Anlagen mit einem aus-

reichend großen Mindestabstand zur nächstgelegenen Wohnbebauung errichtet. 

Auch für schallempfindliche Säugetierarten, wie Fledermäuse, können Lärmim-

missionen relevant sein. Ein Wechselrichter ist ein wichtiger Bestandteil einer 

Photovoltaikanlage. Die Solarmodule produzieren Gleichstrom, den der Wechsel-

richter vor der Einspeisung ins öffentliche Stromnetz sowie vor der Verwendung 

im hausinternen Netz zu Wechselstrom umwandelt. Innerhalb der Hauptaktivi-

tätszeiträume von Fledermäusen (Dämmerung und Nachts) werden die Solarmo-

dule keinen Strom produzieren. Störungen der Fledermäuse durch Ultraschal-

limmissionen sind also weitestgehend durch den eingeschränkten Betriebszeit-

raum der Wechselrichter auszuschließen. 

Durch windbedingte Anströmgeräusche an den Modulen oder Konstruktionsteilen 

können weitere Schallemissionen entstehen. Diese dürften aber durch die bei 

starkem Wind vorherrschende Geräuschkulisse überlagert werden, so dass Schal-

lemissionen von Photovoltaikanlagen von nachrangiger Bedeutung sind.3  

Während der Bauphase ist sicherzustellen, dass die Allgemeinen Verwaltungsvor-

schrift zum Schutz gegen Baulärm - Geräuschimmissionen – (AVV Baulärm vom 

19.08.1970) festgesetzten Immissionsrichtwerte für die betroffenen Gebiete 

während der Tagzeit und vor allem während der Nachtzeit eingehalten werden. 

Dabei gilt als Nachtzeit die Zeit von 20:00 bis 07:00 Uhr. 

 

Betriebliche sonstige Immissionen 

Eine Beleuchtung des Anlagengeländes ist nicht vorgesehen. 

 
3 Naturschutzfachliche Bewertungsmethoden von Freilandphotovoltaikanlagen, BfN 2009 
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7. Wirtschaftliche Infrastruktur 

7.1 Energie-, Wasserver- und -entsorgung 

Innerhalb des Geltungsbereichs werden die Kabel unterirdisch verlegt, so dass es 

nicht zu Konflikten mit der Flächennutzung kommt. Ein Anschluss an das Was-

server- und Abwasserentsorgungsnetz ist nicht erforderlich. 

Im südöstlichen Bereich des Plangebietes verläuft der geplante Verlauf einer Erd-

gasleitung der e.dis Netz GmbH. Sie verläuft außerhalb der Baugrenze und wird 

daher nicht überbaut. Die vorgesehene Auffahrt in das Plangebiet erfolgt über 

einen unbefestigten Kiesweg. Dieser stellt für Wartungs- und Reparaturarbeiten 

kein Hindernis dar, da er ohne weitere aufgegraben werden kann um den Zugang 

zu den Leitungen zu ermöglichen. 

 

7.2 Gewässer 

Natürliche Oberflächengewässer oder Gewässer II. Ordnung befinden sich nicht 

innerhalb des Geltungsbereiches. Nördlich, nordwestlich und östlich des Pla-

nungsgebietes liegen Klärteiche der alten Friedländer Stärkefabrik. 

Anfallendes Niederschlagswasser kann innerhalb des Planungsraumes versickern. 

Eine Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser ist nicht zu befürchten, denn mit 

dem Vorhaben werden keine Stoffe freigesetzt, die die Qualität von Grund- und 

Oberflächenwasser beeinträchtigen können. 

 

7.3 Telekommunikation 

Unterhalb des Schwarzen Weges, angrenzend an den Geltungsbereich verlaufen 

Telekommunikationslinien der „Deutsche Telekom AG“. Von den Erdungsanlagen 

der geplanten Anlage wird ein Abstand von mindestens 15 m zu den Telekom-

munikationslinien eingehalten. Sie werden nicht durch das vorliegende Vorhaben 

überplant. 

 

7.4 Bodenschutz und Abfallrecht 

Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass sowohl von 

den Baustellen als auch von den fertigen Objekten eine vollständige geordnete 

Abfallentsorgung erfolgen kann.  

Gemäß § 1 LBodSchG M-V ist grundsätzlich bei Erschließungs- und Baumaßnah-

men mit Boden sparsam und schonend umzugehen. Im Rahmen der planerischen 

Abwägung sind die Zielsetzungen und Grundsätze des BBodSchG und LBodSchG 

M-V zu berücksichtigen, d.h. die Funktionen des Bodens sind zu sichern bzw. 

wiederherzustellen, schädliche Bodenveränderungen sind abzuwehren.  

Nach § 4 Abs. 1 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) hat jeder, der auf den 

Boden einwirkt, sich so zu verhalten, dass keine schädlichen Bodenveränderun-

gen hervorgerufen und somit die Vorschriften dieses Gesetzes eingehalten wer-
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den. Die Zielsetzungen und Grundsätze des BBodSchG und des Landesboden-

schutzgesetzes sind zu berücksichtigen. Insbesondere bei bodenschädigenden 

Prozessen wie z. B. Bodenverdichtungen, Stoffeinträgen u. s. w. ist Vorsorge ge-

gen das Entstehen von schädlichen Bodenveränderungen zu treffen. Boden-

verdichtungen, Bodenvernässungen und Bodenverunreinigungen sind zu vermei-

den. Das Bodengefüge bzw. wichtige Bodenfunktionen sind bei einem möglichst 

geringen Flächenverbrauch zu erhalten. 

Der bei den Bauarbeiten anfallende und zur Wiederverwendung vor Ort vorgese-

hene und geeignete Bodenaushub ist getrennt nach Bodenarten zu lagern und 

getrennt nach Bodenarten wieder einzubauen. Nachweislich mit Schadstoffen be-

lasteter Bodenaushub ist einer den gesetzlichen Vorschriften entsprechenden 

Entsorgung zuzuführen.  

Der bei der Herstellung der Baugrube sowie Kabelgräben anfallende Bodenaus-

hub ist getrennt nach Bodenarten zu lagern und nach Verlegung der Kabel/ 

Schließung der Baugrube getrennt nach Bodenarten wieder einzubauen. Nach-

weislich mit Schadstoffen belasteter Bodenaushub ist einer den gesetzlichen Vor-

schriften entsprechenden Entsorgung zuzuführen. 

Es ist darauf zu achten, dass im gesamten Vorhabenraum die Lagerung von Bau-

stoffen flächensparend erfolgt. Baustellzufahrten sind so weit wie möglich auf 

vorbelasteten bzw. entsprechend befestigten Flächen anzulegen. Durch den Ein-

satz von Fahrzeugen, Maschinen und Technologien, die den technischen Umwelt-

standards entsprechen, sind die Auswirkungen auf den Boden so gering wie mög-

lich zu halten. Nach Beendigung der Baumaßnahme sind Flächen, die temporär 

als Baunebenflächen, Bauzufahrten oder zum Abstellen von Fahrzeugen genutzt 

werden wiederherzurichten. Insbesondere sind die Bodenverfestigungen zu be-

seitigen.  

Um diesen Anforderungen gerecht zu werden, hat im Rahmen der Projekt- und 

Planungsvorbereitung (Vorplanung) eine bodenkundliche Fachplanung (Boden-

kundliche Baubegleitung - BBB) durch bodenkundlich ausgebildetes Personal mit 

einer entsprechenden beruflichen Qualifikation zu erfolgen.  

Ziel dieser BBB ist es, den Erhalt und/ oder eine möglichst natur-nahe Wieder-

herstellung von Böden und ihren natürlichen Funktionen gemäß § 2 BBodSchG 

darzulegen.  

Sollten bei Erdaufbrüchen organoleptische Auffälligkeiten auftreten (z. B. abarti-

ger Geruch, anormale Färbung, Austritt verunreinigter Flüssigkeiten, Reste alter 

Ablagerungen), ist die Untere Bodenschutzbehörde beim Umweltamt des Land-

kreises Mecklenburgische Seenplatte umgehend zu informieren. 

Soweit im Rahmen von Baumaßnahmen Überschussböden anfallen bzw. Boden-

material auf dem Grundstück auf- oder eingebracht werden soll, haben die nach 

§ 7 BBodSchG Pflichtigen Vor-sorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenver-

änderungen zu treffen, die standorttypischen Gegebenheiten sind hierbei zu be-

rücksichtigen. Bei Ausführung der Baumaßnahmen nach dem 01.08.2023 sind 

die Forderungen gemäß §§ 6 bis 8 der novellierten und ab dem 01.08.2023 gül-

tigen der Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) zu beachten 
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sind. Auf die Einhaltung der Anforderungen der DIN 19731 (Verwertung von Bo-

denmaterial 5/1998) wird besonders hingewiesen. 

 

7.5 Brandschutz 

Für die gewaltlose Zugänglichkeit der umzäunten PVA ist ein Feuerwehr-

Schlüsseldepot am Zufahrtstor vorgesehen.  

Um im Schadensfall die zuständigen Ansprechpartner erreichen zu können, sind 

am Eingangstor die Erreichbarkeiten des für die bauliche Anlage verantwortlichen 

Betreibers sowie des Energieversorgungsunternehmens dauerhaft und deutlich 

angebracht. 

Für die objektbezogene Löschwasserversorgung müssen mindestens 30 m3/h 

vorgehalten werden. Diese Löschwassermenge muss zu jeder Jahreszeit zur Ver-

fügung stehen. 

Die Entfernung der Löschwasserentnahmestellen zu den Objekten darf 300 m 

nicht überschreiten.  

Details zur Löschwasserversorgung werden während der Baugenehmigung mit 

der örtlichen Feuerwehr und der zuständigen Behörde beim Landkreis abge-

stimmt.  

Die notwendigen Verkehrsflächen (Erschließungsstraßen) im und zum Plangebiet 

müssen den Anforderungen an Feuerwehrzufahrten nach der „Richtlinie über Flä-

chen für die Feuerwehr" – in der aktuellen Fassung – entsprechen. 

Die Brandlasten innerhalb der Anlage sind zu minimieren, z.B. durch regelmäßige 

Mahd, Beräumen des Grasschnittes usw.; Leitungsführungen sind durch entspre-

chende Maßnahmen vor mechanischen Beschädigungen zu schützen. 

Für das Vorhaben ist ein Feuerwehrplan nach DIN 14095 (Textteil u. a. mit An-

sprechpartner im Gefahrenfall, Übersichtsplan mit Kennzeichnung der Feuer-

wehr-Zufahrt, der Wechselrichter, Schaltstellen [Freischaltelemente, Feuerwehr-

schalter] und Trafostationen usw.) zu erstellen. 

Da die stromführenden Leitungen überwiegend erdverlegt sind, geht von ihnen 

nur eine geringe Gefahr der Brandweiterleitung aus. 

Über die Wege zwischen den Modultischen sowie den Abständen der Modultische 

untereinander sind Brandschneisen gegeben, die einer evtl. Brandweiterleitung 

entgegenwirken. 

Die örtliche Feuerwehr wird nach Inbetriebnahme der PVA in die Örtlichkeiten 

und die Anlagentechnik eingewiesen. 

Brand- und Störfallrisiken werden durch fachgerechte Installation einschließlich 

Blitz- und Überspannungsschutzsystemen und Inbetriebnahme der PVA sowie 

regelmäßige Wartung minimiert. 

Im Brandfall sind die "Handlungsempfehlungen Photovoltaikanlagen" des Deut-

schen Feuerwehr Verbandes (siehe Anlagen) unter Verweis auf die VDE 0132 
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"Brandbekämpfung und technische Hilfeleistung im Bereich elektrischer Anlagen" 

zu beachten.  

Die dortigen Ausführungen betreffen insbesondere die einzuhaltenden Sicher-

heitsabstände und die Durchführung von Schalthandlungen.  
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8. Denkmalschutz 

8.1 Baudenkmale 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Baudenkmale, die als Denkmal im 

Sinne des Denkmalschutzgesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern einge-

tragen und als Zeitzeugen der Geschichte zu erhalten sind. 

 

8.2 Bodendenkmale 

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Bereich des Vorhabens keine Boden-

denkmale oder Verdachtsflächen bekannt. 

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmale oder auffällige Bodenverfärbungen ent-

deckt werden, sind diese gemäß § 11 Abs. 1 DSchG M-V der unteren Denkmal-

schutzbehörde unverzüglich anzuzeigen und der Fund und die Fundstelle bis zum 

Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauftragten des Landesamtes für Kultur und 

Denkmalpflege in unverändertem Zustand zu erhalten.  

Die Anzeigepflicht besteht für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den 

Grundeigentümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. 

Die Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei schriftli-

cher Anzeige spätestens nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde 

kann die Frist im Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgerechte 

Untersuchung oder die Bergung des Denkmals dies erfordert (§ 11 Abs. 3 DSchG 

M-V). 

 

 

9. Umsetzung des Bebauungsplans 

Kosten 

Der potenzielle Investor verpflichtet sich im Rahmen eines Städtebaulichen Ver-

trages zur Übernahme sämtlicher Planungskosten. Negative finanzielle Auswir-

kungen sind für die Stadt damit nicht vorhersehbar. 
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10. Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 

 

Flächenbilanz:  

Geltungsbereich: 37.062 m² 

Baufenster: 33.469 m² 

Maßnahme A : 3.215 m² 

Verkehrsfläche: 183 m² 

 

Zu 2.1 Ermittlung des Biotopwertes 

Zur Ermittlung des Biotopwertes wird aus der Anlage 3 die Wertstufe ermittelt. 

Die Wertstufe für „ruderale Trittfluren“ (RTT) ist 1, für „ruderalen Staudenfluren 

frischer bis trockener Mineralstandorte“ (RHU) ist er 2 und der Biotopwert von 

„Intensivgrünland auf Mineralstandorten“ (GIM) liegt bei 1. Aus der Tabelle aus 

Abschnitt 2.1 der HzE 2018 wurden die folgenden Biotopwerte errechnet: 

Biotopwert RTT:  1,5 

Biotopwert RHU: 3 

Biotopwert GIM: 1,5 

 

Zu 2.2 Ermittlung des Lagefaktors 

Der Abstand zu vorhandenen Störquellen, in diesem Fall dem Betreibsgelände 

der FIM Friedland Industrial Minerals GmbH sowie der Schwarze Weg, beträgt für 

den Geltungsbereich weniger als 100 m. Der Lagefaktor ist in diesem Fall 0,75. 
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Zu 2.3 Berechnung des Eingriffsflächenäquivalents für Biotopbeseitigung bzw. 

Biotopveränderung (unmittelbare Wirkungen/Beeinträchtigung) 

Für Biotope, die durch einen Eingriff beseitigt bzw. verändert werden (Funktions-

verlust), ergibt sich das Eingriffsflächenäquivalent durch Multiplikation aus der 

vom Eingriff betroffenen Fläche des Biotoptyps, dem Biotopwert des Biotoptyps 

und dem Lagefaktor. 

Bio-

toptyp 

Fläche des be-

einträchtigten 

Biotops in m² 

Bio-

top-

wert 

Lage-

faktor 

Fläche * Bio-

topwert * Lage-

faktor 

Eingriffsflä-

chenäquivalent 

[m² EFÄ] 

10.2.1. 

RTT 
5.322 1,5 0,75 

5.322 * 1,5 * 

0.75  
5.987 

10.1.3. 

RHU 
239 3 0,75 239 * 3 * 0,75 538 

9.3.2. 

GIM 
30.141 1,5 0,75 

30.141 * 1,5 * 

0,75 
33.909 

Summe der erforderlichen Eingriffsflächenäquivalente: 40.434 

 

Zu 2.4 Berechnung des Eingriffsäquivalents für Funktionsbeeinträchtigung von 

Biotopen 

Biotopbeeinträchtigungen im Randbereich der Anlagen bzw. außerhalb der Bau-

grenze sind für die geplante Photovoltaikanlage generell nicht zu erwarten. Der 

Betrieb einer Freiflächenphotovoltaikanlage erzeugt keine Immissionen, die eine 

Beeinträchtigung der verschiedenen Schutzgüter erwarten lässt. 
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Zu 2.5 Ermittlung der Versiegelung und Überbauung 

Die Erschließung des Geltungsbereiches erfolgt ausgehend des Schwarzen Weg-

es. Versiegelungen entstehen durch den Bau einer Auffahrt zur Schwarzen Stra-

ße (183 m²) sowie durch den Bau der Betriebseinrichtungen der Photovoltaikan-

lage, wie Trafo- und Wechselrichteranlagen (210 m²), mit einer Gesamtfläche 

von etwa 393 m². 

Teil-

/Vollversiegelte 

bzw. -überbaute 

Fläche 

Zuschlag für Teil-

/Vollversiegelung 

Teil-/Vollversiegelte 

bzw. -überbaute Flä-

che * Zuschlag = 

EFÄ 

Eingriffsflä-

chenäqui-

valente EFÄ 

210 m² 0,5 210 * 0,5 105 

183 m² 0,2 239 * 0,2 37 

Summe der erforderlichen Eingriffsflächenäquivalente: 142 

 

Zu 2.6 Berechnung des multifunktionalen Kompensationsbedarfs 

Aus den berechneten Eingriffsflächenäquivalenten ergibt sich durch Addition der 

multifunktionale Kompensationsbedarf. 

m² EFÄ für Bio-

topbeseitigung 
+ 

m² EFÄ für 

Funktionsbeein-

trächtigung 

+ 

EFÄ für Teil-

/Vollversiegelung 

bzw. Überbauung 

Multifunkti-

onaler 

Kompensa-

tionsbedarf 

[m² EFÄ] 

40.434 0 142 40.576 

Summe des multifunktionalen Kompensationsbedarfs  

m² EFÄ: 
40.576 
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Zu 2.7 Berücksichtigung kompensationsmindernder Maßnahmen  

Maßnahme 8.30: Anlage von Grünflächen auf Photovoltaik-Freiflächenanlagen 

 

Beschreibung: Die Zwischenmodulflächen sowie die von Modulen über-

schirmte Flächen werden der Selbstbegrünung überlassen 

 

Anforderungen: 

o keine Bodenbearbeitung nach Fertigstellung des Solarparks 

o keine Verwendung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln 

o höchstens zweimal jährlich Mahd, Abtransport des Mähgutes 

o maximal zweimal jährliche Mahd mit Abtransport des Mähgu-

tes, frühster Mahdtermin 1. Juli 

o Anstelle der Mahd kann auch eine Schafbeweidung vorgese-

hen werden mit einem Besatz von max. 1,0 GVE, nicht vor 

dem 1. Juli 

o Festsetzung der Anerkennungsforderungen im Rahmen der 

Bauleitplanung bzw. der Vorhabengenehmigung 

 

Wert der Kompensationsminderung: 

➢  Zwischenmodulflächen GRZ 0,7 (30 %) → 0,5 

➢  Überschirmten Flächen GRZ 0,7 (70 %) → 0,2 
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Damit ergibt sich folgende Äquivalenzfläche für die Maßnahme: 

kompensati-

onsmindernde 

Maßnahme 

Fläche in 

m² 
Wertstufe 

Fläche * Wert d. 

kompensations-

mindernden Maß-

nahme = m² FÄ 

Flächenäquiva-

lent d. kompen-

sationsmindern-

den Maßnahme 

[m² FÄ] 

Anlage von 

Grünflächen auf 

Photovoltaik-

Freiflächenan-

lagen (Über-

schirmte Fläche 

SO PV) 

21.191 0,2 21.191 * 0,2 4.238 

Anlage von 

Grünflächen auf 

Photovoltaik-

Freiflächenan-

lagen (Zwi-

schenmodulflä-

che SO PV) 

14.430 0,5 14.430 * 0,5 7.215 

Gesamtumfang als Flächenäquivalent für die kompen-

sationsmindernde Maßnahme: 
11.453 

 

Zu 4. Kompensation des Eingriffs 

Auf der Stadtvertretersitzung der Stadt Friedland vom 07.11.2024 wurde der 

Entwurfsbeschluss unter der Auflage gefasst, dass der Ausgleich auf Flächen im 

Stadtgebiet stattfindet. Die ausgewählte Fläche erstreckt sich auf die Flurstücke 

71, 70 und 56/1, Flur 2 in der Gemarkung Ramelow und befindet sich somit in 

einem Ortsteil der Stadt Friedland. Eine Karte, die die Maßnahmefläche und ihre 

durchschnittliche Bodenwertzahl darstellt, liegt den Unterlagen als Anlage 01 bei. 

Maßnahme 2.33 Umwandlung von Acker in Brachfläche mit Nutzungsoption als 

Mähwiese 

Flächenbilanz: 16.781 m² 

Beschreibung: Umwandlung von Ackerflächen durch spontane Begrünung in eine 

Brachfläche mit Nutzungsoption: Umwandlung von Ackerflächen in Dauergrün-

land als einschürige Mähwiese oder einer Mahd in einem zwei-bis dreijährigem 

Rhythmus 
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Anforderungen für Anerkennung:  

• Fläche war vorher mindestens 5 Jahre lang als Acker genutzt 

• Ackerbiotope mit einer Bodenwertzahl von max. 27 oder Erfüllung eines 

der nachfolgend aufgeführten Kriterien: Biotopverbund, Gewässerrand-

streifen, Puffer zu geschützten Biotopen, Förderung von Zielarten  

• Spontane Begrünung (keine Einsaat)  

• Mindestbreite 10 m  

• Mindestflächengröße: 2.000 m²  

Nutzungsoption: Auf der Fläche besteht ausschließlich die Möglichkeit der Flä-

chennutzung als einschürige extensive Mähwiese unter Beachtung der folgenden 

Vorgaben:  

• Mahd nicht vor dem 1. September mit Abfuhr des Mähgutes 

• je nach Standort höchstens einmal jährlich aber mind. alle 3 Jahre 

• Mahdhöhe 10 cm über Geländeoberkante, Mahd mit Messerbalken  

Jegliche weitere Arbeiten und Maßnahmen auf der Fläche wie Düngung, Einsatz 

von PSM, Einsaaten, Umbruch, Bodenbearbeitung, Melioration u.ä. sind ausge-

schlossen. Erfolgt eine Unterlassung der Mahd über einen Zeitraum von mehr als 

3 Jahren sind die betroffenen Flächen dauerhaft der ungestörten natürlichen 

Entwicklung (freie Sukzession) zu überlassen. 

Bezugsfläche für Aufwertung: Maßnahmenfläche  

Kompensationswert: 2,0 

Zu 4.3 Ermittlung des Kompensationsumfangs 

Das Kompensationsflächenäquivalent in m² (m² KFÄ) ergibt sich aus dem Kom-

pensationswert und der Flächengröße der Maßnahme. 

Kompensations-

maßnahme 

nach HzE 2018 

Fläche der 

Maßnahme 

x Kompensationswert 

der Maßnahme 

Kompensations-

flächenäquivalent 

[m² KFÄ] 

2.33 

Umwandlung von 

Acker in Brach-

fläche mit Nut-

zungsoption als 

Mähwiese 

 

16.781 2,0 33.562 

Kompensationsflächenäquivalent 33.562 
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Der um das Flächenäquivalent der kompensationsmindernden Maßnahmen korri-

gierte multifunktionale Kompensationsbedarf wird wie folgt ermittelt: 

Multifunktionaler 

Kompensations-

bedarf 

(m² EFÄ) 

- 

Kompensations-

mindernden 

Maßnahme 

(m² EFÄ) 

- 

Kompensations-

flächenäquivalent 

[m² KFÄ] 

Korrigierter multi-

funktionaler Kom-

pensationsbedarf 

[m² EFÄ] 

40.576 11.453 33.562 -4.439 

Korrigierter multifunktionaler Kompensationsbedarf: -4.439 

Der Eingriff ist durch die Zuweisung von Kompensationsmindernden 

Maßnahmen sowie Kompensationsmaßnahmen vollständig kompensiert. 


